
1.	 Ausgangslage

Die Städte als wirtschaftliche Treibkräfte 
der Schweiz sind auf stabile Rahmenbe-
dingungen und ausreichenden finanzpoli-
tischen Handlungsspielraum angewiesen. 
Die langfristige Planungssicherheit geht in 
der föderalistischen Struktur der Schweiz 
mit einem guten wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Zusammenspiel der drei Staats-
ebenen einher. Gemäss Bundesverfassung 
(Art.  50) und RVOV (Art. 15a Abs. 1) müssen 
bei Bundesvorhaben die Auswirkungen auf 
Gemeinden berücksichtigt und ihre Verbän-
de angemessen beteiligt werden – insbeson-
dere die Interessen der Städte und Agglo-
merationen. 

Nebst diversen laufenden parlamentari-
schen Geschäften mit finanziellen Auswir-
kungen auf die Städte hat der Bundesrat 
mit dem Entlastungspaket 2027 und der 

Entflechtung 27 zwei Geschäfte auf das 
politische Parkett gebracht, welche die Pla-
nungssicherheit und den finanzpolitischen 
Handlungsspielraum der Städte gefähr-
den. Dies geschieht während einer Phase 
der Verschlechterung der finanziellen Lage 
der städtischen Ebene (Ecoplan, 2025; SSV 
& BFS, 2026) und der merklich guten Ab-
schlüsse der letzten Jahre auf Bundesebene 
(Bundesrat, 2026). 

Obwohl sich die Schweizer Wirtschaft 2025 
weniger dynamisch als prognostiziert ent-
wickelt hat, schloss der Bund die nicht 
konsolidierte Rechnung mit einem Über-
schuss von 259 Millionen Franken ab (EFV, 
2026b, 2026c). Budgetiert war für 2025 ein 
ausgeglichenes Ergebnis für den ordent-
lichen Haushalt – diesen schloss der Bund 
mit einem Finanzierungsüberschuss von 
1,2 Milliarden Franken ab (EFV, 2026c). Die 
Schuldenbremse hätte aufgrund der ge-

samtwirtschaftlichen Unterauslastung ein 
konjunkturelles Defizit von 262 Millionen 
Franken zugelassen (EFV, 2026c).

Die eidgenössische Finanzverwaltung EFV 
sieht in den Prognosen für das Jahr 2026 
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Forderungen der Städte 
in Kürze:

	 Die Städte anerkennen die Bedeu-
tung der Schuldenbremse für einen 
gesunden Bundeshaushalt. Gleich-
zeitig fordern sie eine Revision der 
Ergänzungsregel, da deren strikte 
Auslegung den finanzpolitischen 
Handlungsspielraum des Bundes 
stark einschränkt und zu Lasten-
verlagerungen auf Kantone und 
Städte führt. 

	 Die Städte sprechen sich gegen  
einseitige Lastenverschiebungen 
durch neue Bundesgesetze aus.  
Sie lehnen Kostenübertragungen 
bei öffentlichen Aufgaben, die 
ohne angemessene Debatte zur 
Entscheid- und Finanzkompetenz 
erfolgen, entschieden ab. 

	 Die Städte fordern den paritätischen 
Einbezug bei der Neuordnung von 
Finanzierungsregeln zwischen den 
Staatsebenen. 



und 2027 aufgrund der Lage auf dem Ar-
beitsmarkt, der Rüstungsausgaben und 
der noch nicht geklärten Finanzierung der 
13. AHV eine kurzzeitige Verschlechterung 
der finanziellen Lage des Bundes voraus 
(EFV, 2026b). Ab 2028 prognostiziert die 
EFV bereits wieder eine klare Besserung 
der wirtschaftlichen Konjunktur und finan-
ziellen Lage des Bundes. Die städtischen 
Haushalte stehen aufgrund der demogra-
fischen Veränderung längerfristig vor gro-
ssen finanziellen Herausforderungen (Eco-
plan, 2025). Je nach Standort und Stadt-Typ 
sehen die Prognosen unterschiedlich aus, 
doch kumuliert wird für die 133 Städte vor-
hergesagt, dass sich der Schuldenstand 
bis 2040 um 8 Milliarden Franken und bis 
2060 um 54 Milliarden Franken vergrössern 
könnte (Ecoplan, 2025).

Dieses Positionspapier dient dem Zweck, 
die Bedürfnisse und Forderungen der Städ-
te im Bereich der staatsebenenübergrei-
fenden Finanzpolitik einzuordnen und zu 
definieren. Dafür werden die Geschichte 
und Auswirkungen der Schuldenbremse 
und aktuellen finanzpolitischen Geschäfte 
erläutert. Schliesslich wird die Position der 
Städte vertieft und aufgezeigt, mit welchen 
Massnahmen künftige Herausforderungen 
bewältigt werden können und wie der finan-
zielle politische Handlungsspielraum der 
Städte bewahrt werden kann.

2.		Die Schuldenbremse 
		 auf Bundesebene

Während den 1990er Jahren stiegen die 
Schulden beim Bund, aber auch bei den 
Städten stark an (EFD, 2024; EFV, 2025b, 
2026a). In einer Phase der wirtschaftlichen 
Rezession mussten gleichzeitig finanzielle 
Altlasten beseitigt und die Verwaltung und 
Pensionskasse saniert werden, was zu ho-
hen Ausgaben führte (EFV, 2022). Zu die-
ser Zeit gab es in der Bundesverfassung 
eine Klausel, die vorschrieb, den Fehlbetrag 
der Bilanz des Bundes abzutragen (Villi-
ger, 2023). Die Wirkung der Klausel blieb 
jedoch aus, worauf eine spezifischere Aus-
gaberegel ausgearbeitet wurde, um die no-

minalen Schulden auf Dauer zu stabilisie-
ren und bestenfalls das Defizit abzubauen 
(EFV, 2025b; Villiger, 2023). Die sogenann-
te Schuldenbremse kam im Jahr 2001 vor 
das Volk und wurde mit 85 % Ja-Stimmen 
angenommen (EFD, 2024; Rast, 2023). Die 
Schuldenbremse in der Bundesverfassung1 
besagt, dass die Einnahmen und Ausgaben 
auf Dauer im Gleichgewicht bleiben müssen. 
Die bewilligten Gesamtausgaben richten 
sich nach den geschätzten Einnahmen unter 
Berücksichtigung der aktuellen Wirtschafts-
lage. Die Details der Schuldenbremse sind 
im Finanzhaushaltgesetz2 geregelt. Der An-
stieg der Schuldenkurve hatte sich aber auf 
allen Staatsebenen, Bund, Kantone wie auch 
Städte mit der Erholung der wirtschaftli-
chen Lage bereits vor Einführung der Schul-
denbremse abgeflacht (Brülhart, 2023). 

2.1. Ausgabenregel und Ausgleichskonto
Das Kernstück der Schuldenbremse ist eine 
Ausgabenregel: Der jährliche Plafond für 
die ordentlichen Ausgaben wird an die or-
dentlichen Einnahmen gebunden, wobei ein 
Konjunkturfaktor konjunkturbedingte Ein-
nahmenschwankungen herausrechnet (EFV, 
2025b). In Phasen der Hochkonjunktur muss 
der Bund einen Überschuss erwirtschaften; 
in Rezessionen ist ein Defizit zulässig. Die 
Ausgabenregel ist steuerbelastungsneut-

ral: Steuererhöhungen und -senkungen sind 
möglich, müssen aber mit entsprechenden 
Ausgabenanpassungen einhergehen (EFV, 
2025b). In Ausnahmesituationen kann das 
Parlament den Ausgabenplafond mit quali-
fizierter Mehrheit erhöhen (EFD, 2024).

Die Vorgaben der Schuldenbremse müssen 
bei Budget und Kreditnachträgen berück-
sichtigt werden. Nach Rechnungsabschluss 
werden die Ausgaben neu berechnet und 
Über- oder Unterschreitungen dem Aus-
gleichskonto belastet beziehungsweise gut- 
geschrieben. Bei Fehlbeträgen müssen die-
se in den Folgejahren abgebaut werden, 
Überschüsse fliessen in den Schuldenab-
bau (EFV, 2025b).

2.2. Ergänzungsregel
Mit der am 1. Januar 2010 in das Gesetz auf-
genommenen Ergänzungsregel verschärfte 
der Gesetzgeber die Wirkung der Schulden-
bremse: Nicht nur der ordentliche, sondern 
auch der ausserordentliche Haushalt ist mit-
telfristig auszugleichen (EFV, 2010, 2025b). 
Die Städte standen der Ergänzungsregel in 
der Vernehmlassung nicht unkritisch ge-
genüber. Defizite ausserordentlicher Aus-
gaben werden über das Amortisationskonto 
erfasst, dessen Stand die Steuerungsgrösse 
der Ergänzungsregel ist (EFD, 2024). Fehl-
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1	 Kapitel 3 Finanzordnung, Artikel 126.
2	 Artikel 13–18 FHG; SR 611.0.

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2006/227/de#chap_3/sec_2
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_126


beträge müssen innerhalb von sechs Rech-
nungsjahren durch Kürzung der höchstzu-
lässigen Ausgaben ausgeglichen werden 
(EFV, 2025b; Himmel & Schuler, 2009). Ziel 
der Verschärfung war eine nominelle Schul-
denstabilisierung (EFV, 2010). In der Praxis 
geht die Wirkung darüber hinaus: Im Jahr 
2025 wären Ausgaben von 262 Millionen 
Franken über den Einnahmen zulässig ge-
wesen, doch resultierte effektiv ein ordent-
licher Finanzierungsüberschuss von 1,2 Mil- 
liarden Franken, was einem strukturellen 
Überschuss von 1,5 Milliarden Franken ent-
spricht, welcher dem Amortisationskonto 
gutgeschrieben wird (EFV, 2026c). Anstatt 
einer Schuldenstabilisierung findet tatsäch-
lich selbst in strukturschwachen Zeiten ein 
nomineller Schuldenabbau statt.

2.3. Schuldenquote im Verlaufe der Zeit
Die Ausgestaltung der Schuldenbremse hat 
also langfristig nicht zu einer Stabilisierung, 
sondern zu einem Abbau der Staatsschul-
den geführt (EFV, 2026c). Zwar nahmen die 
Schulden infolge der Corona-Hilfsmassnah-
men vorübergehend zu, seit 2023 werden 
sie jedoch wieder abgebaut (EFV, 2026c). 
Das Amortisationskonto ist aufgrund der 
Ausgaben während der Coronakrise negativ 
(–  26,3 Mrd. CHF), das Ausgleichskonto hin-
gegen ist seit Jahren stark positiv (20,5 Mrd. 
CHF) (EFV, 2026c).

Aussagekräftiger als absolute Schuldenbe-
träge sind die Schuldenquoten gemessen 
am Bruttoinlandprodukt (BIP), da Wirtschaft, 
Bevölkerung und Bundeseinnahmen in den 
letzten Jahrzehnten deutlich gewachsen 
sind (Lüscher-Marty, 2024). Die Schweiz 
weist im internationalen Vergleich mit 16,1 % 
eine ausserordentlich niedrige Schulden-
quote auf (Brandt et al., 2025; EFV, 2026c; 
Keuschnigg, 2024; Wegelin, 2026).3 Die 
Nettoschuldenquote ist auch in der Mehr-
heit der Kantone rückläufig, für die Städte 
und städtischen Gemeinden gibt es unter-
schiedliche Angaben (EFV, 2025a), zumal 
eine Gegenüberstellung mit dem BIP auf 
städtischer Ebene nicht möglich ist. Die 
durchschnittliche Nettoschuld pro Kopf in 
den Städten ist seit den 1990-Jahren mit ei-
nigen Schwankungen tendenziell rückläufig 
(EFV, 2026a). 2024 schloss jedoch jede vier-
te Stadt mit einem negativen Gesamtergeb-
nis ab, 2023 war es noch jede fünfte Stadt 
(SSV, 2025).

2.4. Staatsquote im Vergleich
Trotz stetigem Schuldenabbau und stabiler 
Finanzlage halten Bundesrat und Parlament 
an der strikten Umsetzung der Schulden-
bremse fest. Dabei hat sich die Gesamt-
staatsquote seit Einführung der Schulden-
bremse bei rund 32 % stabilisiert und liegt 
damit deutlich unter dem OECD-Durch-

schnitt (EFV, 2026c; Schaltegger & Eugster, 
2025). Geringere Staatsquoten finden sich 
weltweit nur in Entwicklungsländern und Öl-
staaten (Pomeranz & Kistler, 2026). Im Jahr 
2025 lag die prognostizierte Staatsquote 
bei den Kantonen bei 13,1 %, beim Bund bei 
10,7 %, auf der kommunalen Ebene bei 6,6 % 
des BIPs (total 31,4 %) (Soguel, 2023). Wie 
viele Aufgaben dabei die Städte überneh-
men, ist von der Zentralisierung der einzel-
nen Kantone abhängig: Je mehr Aufgaben 
die Kantone auf die kommunale Ebene ab-
geben, desto höher ist deren Staatsquote 
und desto grösser ihre jeweilige Verwaltung 
(Rühli & Hollenstein, 2025; Soguel, 2023). 

3.		Beurteilung der Städte 

Der Bund benötigt derzeit insbesondere fi-
nanziellen Handlungsspielraum zur Finan-
zierung der Armeeausgaben. Die Städte 
anerkennen diese sicherheitspolitischen 
Massnahmen aufgrund der instabilen geo-
politischen Lage. Dabei liegt die Finan-
zierungsverantwortung der Landesvertei-
digung ausschliesslich beim Bund. Diese 
Finanzierung über Lastenverschiebungen 
und Einsparungen in anderen Politikberei-
chen anzustreben, ist für die Städte nicht 
nachvollziehbar4.

Der Bund verfügt über erheblichen fiskalpo-
litischen Spielraum, mehr Schulden aufzu-
nehmen: Die Schweiz hat eine stabile Wäh-
rung, stark nachgefragte Staatsanleihen 
und eine solide Zinspolitik. Aufgrund des 
BIP-Wachstums könnte der Bund bei einer 
Stabilisierung der Schuldenquote jedes Jahr 
2,6 Milliarden Franken zusätzlich ausge-
ben (Tille, 2019). Die historischen Daten der 
Schweiz zeigen klar, dass Staatsschulden 
die wirtschaftliche Entwicklung zu keinem 
Zeitpunkt seit 1894 negativ beeinflusst ha-
ben (Guex & Guex, 2018). 

Die Städte als wirtschaftstreibende Kraft 
in der Schweiz sind sich der Wichtigkeit 
des sorgfältigen Umgangs mit den öffent-
lichen Finanzen bewusst. Fast vier Millio-
nen Beschäftigte tragen in den Schweizer 
Städten zur Wirtschaftsleistung bei: Die 

3	 Deutschland 63,5 % (Link: https://www.bundesbank.de/de/presse/pressemitteilungen/deutsche-staatsschulden-992718), Österreich 83,6 % (Link: https://
	 www.statistik.at/fileadmin/announcement/2026/09/20260930SchuldenstandQ22026.pdf), Italien 138,6 % (Link: https://www.rainews.it/tgr/tagesschau/
	 articoli/2026/05/italien-lost-griechenland-bei-hochster-schuldenquote-ab-1e618f45-8d82-444e-9612-f6ffbb636504.html)
4	 Vernehmlassungsantwort zum Bundesbeschluss über die Finanzierung von Rüstungsausgaben der Armee durch eine Erhöhung der Mehrwertsteuer
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https://staedteverband.ch/wp-admin/admin-ajax.php?juwpfisadmin=false&action=wpfd&task=file.download&wpfd_category_id=339&wpfd_file_id=6600&token=83c443ff7394254b0140fea824f1f7d6&preview=1
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Kantone der fünf grössten Städte erwirt-
schafteten 2022 gemeinsam 53,2 Prozent 
des gesamtschweizerischen Bruttoinland-
produkts (Bundesamt für Statistik, 2025). 
Die Städte als Innovationsträgerinnen der 
Schweiz sind darauf angewiesen, dass die 
Wirtschaft auf allen Staatsebenen geför-
dert wird. Investitionen in die Zukunft, die 
Infrastruktur, den demografischen Wandel 
und die Anpassungen an den Klimawandel 
können nicht von den Städten allein getra-
gen werden und die Wirtschaft der Schweiz 
ist darauf angewiesen, dass alle Staatse-
benen nachhaltig in Morgen investieren. 
Um die hohe Wettbewerbsfähigkeit und 
Lebensqualität zu bewahren und den An-
schluss an die Fortschritte im Ausland nicht 
zu verpassen, muss auch in der Schweiz in-
vestiert werden. In Deutschland wurde die 
Schuldenbremse kürzlich zur Ankurbelung 
der Wirtschaft gelockert und Ökonominnen 
warnen, dass die Schulden in Relation zum 
BIP nicht sinken, sondern stabilisiert wer-
den sollen (Wegelin, 2026). 

Auf Bundesebene einen nominellen Schul-
denabbau im aktuellen Mass zu betreiben, 
ist für die Städte aus einer volkswirtschaft-
lichen und föderalistischen Perspektive we-
der nachvollziehbar noch vertretbar. Gerade 
in strukturschwachen Zeiten sind öffentli-
che Investitionen unbestritten wichtig für 
die wirtschaftliche Entwicklung und beein-
flussen das BIP signifikant positiv (Dany-
Knedlik et al., 2025). Die Schuldenabbaupo-
litik des Bundes trifft die Städte deswegen 
gleich mehrfach: Die Finanzhaushalte vieler 
Städte unterstützen sozialhilfebedürftige 
Personen, während der Bund weitere öf-
fentliche Aufgaben auf die anderen Staats-
ebenen abschiebt, die städtischen Kassen 
damit belastet und die wirtschaftliche Ent-
wicklung, notabene des ganzen Landes 
hemmt.

Die Städte stellen sich gegen einseitige 
Leistungskürzungen via Sparmassnahmen 
des Bundes. Die Kürzungen in Bereichen 
wie Verkehr, Soziales, Bildung, Klimaschutz 
und Kultur führen nämlich nicht zu Entlas-
tungen der Steuerzahlenden, sondern zu 
Lastenverschiebungen auf andere Staats-
ebenen und zu Aufgabenkürzungen mit 
höheren Folgekosten. Die Städte fordern 
daher explizit, bei einschneidenden Refor-
men der Finanzierungsregeln konsequent 

einbezogen zu werden. Teil dieser Debatte 
soll auch die Ausgestaltung der Schulden-
bremse sein: Die Städte begrüssen deren 
positiven Effekt, lehnen jedoch die strikte 
Auslegung der Ergänzungsregel aus volks-
wirtschaftlicher und föderalistischer Pers-
pektive ab.

4.		Positionen und Forderungen
		 der Städte 

4.1. 	Für eine Anpassung der 
	 Schuldenbremse
In der Vernehmlassungsantwort 2008 zur 
Ergänzungsregel zur Schuldenbremse stand 
der Städteverband dem Vorstoss grundsätz-
lich nicht komplett ablehnend gegenüber. Er 
forderte mit Nachdruck, dass auf geeignete 
Art sichergestellt wird, dass die Kompen-
sation von Defiziten im ausserordentlichen 
Haushalt durch strukturelle Überschüsse 
im ordentlichen Haushalt nicht zu einseiti-
gen Lastenabwälzungen auf Kantone und 
Gemeinden führt. Die jüngere Entwicklung 
auf Bundesebene zeigt nun, dass die strik-
te Auslegung der Schuldenbremse mit  
der Ergänzungsregel den finanzpolitischen 
Handlungsspielraum des Bundes stark ein-
schränkt. Aufgrund von Sparmassnahmen 
werden die Kosten, nicht aber Kompetenzen 
auf die Kantone und Städte verschoben. Der 
Städteverband sprach und spricht sich stets 
gegen solche Lastenverschiebungen aus 

und fordert, dass die Diskussion zur Ausge-
staltung der Schuldenbremse aufgenom-
men wird.

Dabei fordern die Städte nicht eine Ab-
schaffung der Schuldenbremse, sondern 
die Flexibilisierung der Ergänzungsregel. 
Damit würde der verfassungsrechtliche 
Grundsatz der Stabilisierung der Schulden 
unverändert gelten, es fände aber kein no-
mineller Schuldenabbau mehr statt. Eine 
derartige Modifikation der Schuldenbremse 
erlaubte höhere Staatsausgaben und wür-
de das Bruttoinlandprodukt erhöhen, wobei 
die Schuldenquote gleichzeitig wieder ge-
dämpft würde. Simulationen zeigen, dass 
ein Anstieg der Ausgaben mittelfristig zu 
einem ähnlich starken Wachstum des BIP 
führen kann. Zur Anpassung der Schulden-
bremse befinden sich derzeit einige Ge-
schäfte im parlamentarischen Prozess. Eine 
Stellungnahme der Städte scheint mehr als 
opportun.

4.2.	Für einen paritätischen Einbezug bei
	 Reformen von Finanzierungsregeln
Die Städte haben bereits beim Entlastungs-
paket 27 gefordert, dass fundamentale 
Änderungen in der Aufgabenteilung zwi-
schen den Staatsebenen nur in Mitwirkung 
aller Betroffenen und mit entsprechenden 
Entscheid- und Finanzkompetenzerweite-
rungen erfolgen sollen. Die Städte werden 
aber durch viele geplante Massnahmen des 



Positionspapier · Schuldenbremse reformieren, finanziellen Handlungsspielraum vergrössern · Seite 5

EP27 und der Entflechtung in diversen Be-
reichen potenziell stark belastet. Die Städte 
verlangen, auch angelehnt an bundesrecht-
liche Grundlagen, dass bei einschneiden-
den Reformen der Finanzierungsregeln für 
öffentliche Güter die Städte paritätisch und 
nicht nur in einer konsultativen Rolle in die 
Ausgestaltung einbezogen werden müssen.

5.	Fazit

Die Städte setzen sich für eine starke Wirt-
schaft, langfristige Planungssicherheit, fi-
nanzpolitischen Handlungsspielraum und 
die paritätische Planung staatsebenenüber-
greifender Finanzierungsregeln ein. Der 
Städteverband wird die in diesem Papier 
formulierten Positionen der Städte in sei-
nen künftigen Stellungnahmen einbringen. 
Die Städte sind eingeladen, sie in der Aus-
gestaltung ihrer kommunalen Politik und 
Massnahmen zu berücksichtigen.

Dabei befürworten die Städte eine Reform 
der Schuldenbremse für mehr finanziellen 
Handlungsspielraum: Sie fordern die Flexi-
bilisierung der Ergänzungsregel der Schul-
denbremse zur Entlastung der öffentlichen 
Haushalte, zur Förderung der Wirtschaft 
und zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 
und unterstützen politische Vorstösse auf 
Bundesebene, welche diesen Forderungen 
nachkommen.

Der Städteverband macht sich zudem 
stark für einen paritätischen Miteinbezug 
in sämtliche Reformen von ebenübergrei-
fenden Finanzierungsregeln und engagiert 
sich im Rahmen seiner Möglichkeiten für 
die Mitarbeit.

Verbandsintern gilt, die Städte setzen auch 
im Rahmen ihrer Zuständigkeiten Mass-
nahmen um, die den eigenen finanziellen 
Handlungsspielraum und die Entwicklung 
der städtischen Wirtschaft langfristig si-
cherstellen und teilen dieses Wissen im 
Netzwerk.
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